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Stellungnahme zur Verbändebeteiligung i. V. m. Befreiung LSG „Nördliche Rietzschke“, 
Umverlegung Nördlich Rietzschke 1I2 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Jäger, 

wir bedanken uns für die Beteiligung und zur Verfügungstellung der Planunterlagen. 

Laut Artenschutzbeitrag (ASB) des Büros DÄRR zur Verlegung der Nördlichen Rietzschke ist für den 
Monat Februar (KW 06.-09.KW 2026) zur Schaffung von Baufreiheit das Fällen von Gehölzen, auf den 
Stock setzen von betroffenen Strauchflächen und Rückschnitt an zu erhaltenden Bestandsbäumen 
geplant. 

Folgende Gehölzbiotope (insgesamt 3929 m²) würden durch die Fällungen dauerhaft zerstört: 

- 3226 m² Laubwald (inkl. Auwald) und 702 m² Ufergehölze, darunter sieben Habitatbäume und ein 
höhlenreicher Einzelbaum.  

- Zusätzlich sind weitere 4 Fällungen von Einzelbäumen in der Parkanlage, außerhalb von den zu 
entfernenden, zusammenhängenden Gehölzflächen geplant. 

Dem Vorhaben wird widersprochen. 

Begründung: 

Das Vorhaben betrifft in Teilen das Landschaftsschutzgebiet “Nördliche Rietzschke“, das LSG steht 
unter dem Schutz des §26 BNaSchG. Der BUND Regionalgruppe Leipzig (bevollmächtigt durch den 
BUND Landesverband Sachsen) hat in seinen bisherigen Stellungnahmen gegen eine geplante 
Gewässerumleitung der Nördlichen Rietzschke sowie gegen Änderung der Abgrenzung des LSG 
Widerspruch eingelegt. 

Siehe: 

• Stellungnahme zur Satzung Nr. 472.1 „Ergänzungssatzung Klinikum St. Georg, Leipzig Nord – 
Neubau Mitteldeutsches Infektionsschutzzentrum“ und 



 

 

• Stellungnahme zum Entwurf der „Verordnung der Kreisfreien Stadt Leipzig zur Änderung der 
Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Nördliche Rietzschke“ 

Das übergeordnete gesellschaftliche Interesse am Neubau „Mitteldeutsches Infektionsschutzzentrum“ 
wird von uns grundsätzlich anerkannt. In unseren Stellungnahmen haben wir jedoch die Prüfung von 
Alternativen zu Standort und Bauweise des Neubaus gefordert mit dem Ziel, eine 
Flächeninanspruchnahme im LSG mitsamt Verlegung eines Biotops "Natürliches Fließgewässer" zu 
vermeiden. 

Für das LSG "Nördliche Rietzschke", welche sich im Außenbereich befindet, gilt das Vermeidungsgebot 
des §15 BNatSchG. Auch Maßnahmen öffentlichen Interesses bedürfen hierbei der Abwägung und 
Alternativprüfung!  

Unsere genannten Stellungnahmen fließen in den Abwägungsprozesses gem. §1 BauGB für das 
Vorhaben „Mitteldeutsches Infektionsschutzzentrum“ ein. Dieser Prozess ist nach unserer Kenntnis 
noch nicht abgeschlossen. Zumindest liegt uns noch kein Abwägungsprotokoll vor. 

Mit der geplanten vorgezogenen Fällung von Gehölzen würden vollendete Tatsachen geschaffen und 
damit eine Abwägung der Belange gem. § 1 BauGB in unzulässiger Weise beeinflusst. Wesentliche 
Belange würden unberücksichtigt bleiben, weil sie nach Zerstörung der Gehölze schlicht nicht mehr 
existent wären. 

Ein Abwägungsausfall kann zur Unwirksamkeit des Bebauungsplans führen. 

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach §67 BNatSchG zu vorgenanntem Zweck im 
laufenden B-Plan-Verfahren ist daher unzulässig und abzulehnen. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


